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Vorweg sel folgendes festgestellt:
1i1nNne Steuerschuld entsteht, sobald der verwirklicht ıst,

den das esetz dıe Steuer knüpft ($ StÄnpG)
Zum Tatbestand gehört auch eine Wiıllensäußerung bel Rechtsgeschäften.
1ne solche Willensäußerung ist VO  - den Finanzämtern beachten, j
weit nıch  e Scheingeschäfte Oder Rechtsmißbrauch vorlıegen (S$ D
StAnpG)
Zum T.atbestan gehören auch das Kırchen- und OÖrdens-
recht Eis ıst Aufgabe der Steuerpflichtigen, auch So Tatbestände
den Fiınanzamtern ZUr enntinıs bringen
In dem Beschwerdeverfahren VOT dem undesfinanzhof können eue

Tatsachen grundsätzlich icht vorgebracht werden.
Wenn er vielfach das Urteil des BFH VO 1951 ın der LaAteratur
kritisiert wird, sollte ; zunächst fragen, ob der Sachverhalt den
Vorinstanzen zutreffend vorgetragen Wa  P

Vor em sollte INa  ® aber den Inhalt des Urteils lesen, EeVOT Ial dazu
ellung nımmt.

Der 0  )  O sagt ın seıner Entscheidung
Die Bezuge, die f{ür einen Ordensangehörigen, der
eın außerhal selines Ordens ausübt, gezahlt werden, sind sSteuer-
lıch als *NR UÜUNTLe des Ordensange  öÖörigen anzusehen.

sıch beil diesen iınkünften handelt,
unterliegen s1ıe der

Maßgeblich für die Entscheidung dieser Steuerfragen sind folgende Ge-
setzesbestimmungen:
1) Bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit wird Eıin-

kommensteuer UrCcC| zug VO erhoben ohn-
steuer)

LStItDVO rbeitslohn sind alle Einkünfte, die dem AÄAT-
beitnehmer aus dem DIensasatvernaäalinıs zufließen

3) (3) 1S IV - kın Dienstverhältn ıs liegt VOr, WenNnn der
ngestellte (Beschäftigte dem Arbeitgeber selne Arbeits-
DE ulde Dies ist der FYall, Wenn die tätıge Person ın der Be-

tätıgung ihres geschäftlichen Willens f  C &C



Trbeitgebers stehnht oder IL geschäftlichen Organis-
S des rbeitgebers dessen Weisungen Lolgen
verpflichtet i1st

Der Bundesfinanzhof hat 1n selner Entscheidung VO 1951 ediglı
die rage untersucht, ob Ordenskleriker,

lohnsteuerpflichtig sind.
Hiıerbei hatte der BFH prüfen, ob die Tatbestände verwirklicht sind,

weiche die vorgenannten Gesetzesbestimmungen die Lohnsteuerpfiicht
knüpft.

dl (3) S ADV O
Hierzu sagt der BFH, daß der Seelsorger E1 er Karraitiı@e den
Weısungen des Diözesanbischofs unterstellt sel, und daß er eın
Divenstverhältnaärs vorliege.
Diese Auffassung des BE  4 iıst nıcht beanstanden, weil nach Can 631
CC® der betr Ordenskleriker auch den Weisungen des zuständıgen Biıischofs
unterstellt ist. Es bleibt aber auch die Unterstellung unter den Ordens-
oberen, der den Ordensangehörigen jederzeit aus dem Kırchenamt abbe-
rufen annn

S LStDVO
Der BFH untersucht weiıter die Frage, aD eiınem 5
welcher mi1t der Verwaltung eines S eiıner
betraut 1st, persönlich S dem Kırchenamt EKEirinküuünfte
7 uflıeß © damit festzustellen, daß gemäß LStDVO dem (Or-
denskleriker z lis Arbeitnehmer Einkünfte ur e  en
Der BFEFH bejaht diese Tage, indem teststellt, dal3 mi1t jedem Kirchen-
amt Einkünifite verbunden sel]en, die den Lebensunterhalt des Inhabers
des Kırchenamts sicherstellen sollen.
Hierin irrt der B Ween n den Vorıiınstanzen der Sachverhalt erschöp-
fend vorgetiragen wurde, wobei wıiederholt wird, daß A Sachverhalt
auch die betreiifenden Bestimmungen des kanonischen echts gehören

m Sinne der Entscheidung des BFEH lıegt achn Can
145 des CS annn VOTr, WEenNnn

1) das Amt nach göttlicher und irchlicher Konstitution e1n Äm VO
Dauer ist,

2) das Amt dem Inhaber PeT SOn T1CH nach kırchenrechtlichen Vor-
schriften verliehen 1st,
das Aum >> nteıl der kirchlichen Weihe- un Juris-
diktionsgewalt mıiıt sich bringt,



M Iı+t edem Kirchen amt ıst nach Ca  3 1409 das echt auf ınkünfte
(Benefizlen) verbunden.
Der BEH stellt zutreffend iest, daß eine *ı C eın
1St, mıiıt welchem Einkünite ZUr Sicherstellung des Lebensunterhalts des
nnabers verbunden sS1nd.
Der BFH Ir aber iın der Annahme, daß solche Einkünite auch einem

zufließen mussen, WenNnn Verwalter der Kuratie
ist
Der BFH bezieht sıch In seiner Entscheidung qau{fi den Grundsatz eıner
gleli  mäßigen Behandlung der Steuerpflichtigen. Dazu wird bemerkt, daß
der Grundsatz VO  ; der Gleichmäßigkeit der Besteuerung als solcher Nır-
gendwo formulijert ist. ‘) Es auch, riıchtig vorgetragen, icht der
gleiche Sachverhalt VOr, der eıner glel  mäßıgen Behandlung nla.
geben könnte. Die beziehen die Einküni{ite aUus dem
Kirchenamt persönlich. Das ist bel ernsklerikern nıicht der
Fall
Der Hinwels des BFEH darauf, daß miıt jedem Kırchenamt eın estimmtes
Einkommen verbunden sel, welches den Lebensunterhalt des nnabers des
Kirchenamts sicherstellen solle, ann nämlıch
betreiffen
Die Sicherstellung des Lebensunterhalts elınes Klerikers ist eın Grundsatz
des Kirchenrechts Daher erfolgt die el e1nNes jeden Kleriıkers untier
einem bestimmten d E

werden ın der ege geweiht Su titulo servitıı 10€e-
ces1s Der Diözesanbischof kann 1ın usubun der Versorgungspflicht
dem Weltkleriker eın verleihen, mıiıt welchem eın be-
stimmtes Eiınkommen verbunden ist. benefic1um)

el S rIfolgt die Weihe untier dem TIt@el der PTO-
fess10 relig1osa, die Sicherstellung des Lebensunterhalts übernimmt
der en
er ist 1mMm Kirchenrecht (can 580) angeordnet, daß eın 3 k © —

riker, sobald miıt der Leitung eines Kirchenamts beauftragt wird,
die mıit dem Kirchenamt verbundenen Beneftfiziıen und Anfaälle
persönlich bezieht
Diese Bestimmungen des Kirchenrechts ın den Voriınstanzen als
Tatsachen vorzutragen. War das nıcht geschehen, lag für den BE  H
eın nıa VOIL, sich damıit befassen
Der Versuch, mit dem Hinweis qQauft das die
Lohnsteuerpflicht verneinen, ist Dbwegıg Die Gelübde sınd 1n den CATI

artz Diıie Auslegung VO.  e Steuergesetzen, Industria-Verlag, } Herne 1957,

4



07-13 CC geregelt, S1€e können VO jedermannn ele werden.
Diıiese Gelübde sind gewöÖöhnlich eın —A (‚ott gemachte Verspre-
chen, welche keiner zweiliten Person gegenüber erklärt un
gerlıch rechtlıch unbeac  tliıich S 1Md:
Anders ıst aber mi1t den S ) weil diese 1m usam-
menhang Pr abgelegt werden (can 5 1: welche bür-
gerlich echtlich gesehen eınen zweıseltiig geschlossenen MT
LKAaL zwischen Orden un! Ordensangehörigen darstellen
Es scha{fit daher Verwirrung, WeenNnn mi1t dem Gelübde der Fa 0OPE-
rıer wird. Nur qauf die rTO kommt
Schließlich wırd dem Urteıil VO 1951 noch Z folgendes klar-
geste Der Bundesfinanzhof sagt

Die für die Besteuerung der katholischen en aufgestellte Ssog
mılıentheorie ıst abzulehnen.

Es ist eın sgroßer irbel in Stellungnahmen dem Urteil dadurch ent-
standen, dalß vielfach geglau wird, der BFH habe den Aaus dem (Ge-
füge der verschiedenen en sıch bürgerlich rechtlıch ergebenden Tat-
beständen ellungQ€ Das ıst keineswegs der YFall
Der BFH ist edigli dem Kontrollratsgesetz Nr VO: 1945 Art
111 beigetreten, wonach verboten ist, die ın Nazıgesetzen enthaltene
Tendenz kath en vertireten. Kıine solche Tendenz enthielt die
Sos. Auch stellt eine Theorie keinen steuerlich
beac!  en Tatbestand dar.
Zu den Hragen, ob en eın familienähnliches Gebilde darstellen Ooder
nicht, der rage, Ww1€e monastisch eingerichtete Orden beurteilen
SINd, der Frage, ob un Wanlı ıne Ordensniederlassung eın Steuer-
subjekt darstellt oder, OD das Mutterhaus oder 1ne Niederlassung n-
ternehmer 1m Siınne des Umsatzsteuergesetzes SINnd erg hat der BFEH
In dem T @eıl O} 9. — 1:3 51 KFe@1Ne M O bezogen.
Ziu beachten 1St, daß der BFE  m edigli dem Fall der Bekleidung e1Nes

durch einen Ordensgeistlıiıchen ellung nımmt.
sonstige Fälle der Seelsorgetätigkeit, auch

icht die Tätigkeit Qauti Außenstationen ın der Krankenpflege oder der
Sozialfürsorge. In solchen Fälien MU. 1 iınzelnen untersucht werden, ob
sich aus den vorliegenden Tatbestäiänden d1e Voraussetzungen der Q
ESIG, (3) LSIDVO® rgeben el ist beachtlich auer der nstel-
Jung, Kündigungsmöglichkeit, Tarifgehalt, ezahlter Urlaub, Gestellungs-
verirag, Einhaltung der üblichen Arbeitszeit e dergl Vor allem aber ist
der Wille der Beteiligten berücksi  tigen

Al


